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‘._„m„m„„x„Lßg‚ I m 5 a m e n & e 5 V o l k e s

verkündet

am ■. September 1956

gegen

9 0 u . o o l o . u . . ' . o . o 0 . ' . 0 .

Beklagten unä Re#isionsbeklagten,

hat der Zehnte senat des Bundessozialgerichts

auf die münäliche Verhandlung.vom 4. Septem—

ber 1956 ’

für Recht erkannt:‘

1°) Bis Revision gegen &as‘Urüeil‚des Ign—
dessozialgérichts Celle v0m 17.Februar
1955 wird zurückgewiesen.

|\.
7

v Außergerichtliche K03äen des Verfahrens

sind nicht zu erstatten. ‘
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9.5 EL?
„.

„„„E

Der im Jahre 1956 verstorbene Ehemann der Revisionsklägerin

zu 1 und Vater der Revisionsklägerinnen zu 2 und 3 — im folgen—

den als der Beschädigte bezeichnet, erhielt gemäß Bescheid der

Landesversicherungsenstelt (LVA.) Hannover, Außenstelle Olden—

burg, vom 10. November-1947 wegen Neuresthenie, Verdauuhgsstö—

rungen und Lungenspitzenkatarrh vom 1. Augüst l947'ab, den Zeit—'

punkt des Inkrafttretens der Soiialversicherungsdirektive (SVD)

Nr. 27, eine Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdE.) 'um 50 V.H. In der bei den Akten verbliebenen Urséhrift

dieses Bescheides war die Anerkennung der erwähnten Leiden‘in

Sinne der Verschlimmerung durch Kriégseinwirkung verfügt werden.

In der dem Beschädigten übersandten Reinschrift des Besoheidee

war aber die Anerkennung im Sinne der Entstehung vermerkt, wie
sich erst später in der mündlichen. Verhandlung vor dem Landes—

sozielgericht (LSG;) am 17. Februar 1955 herausgestellt hat.

Auf Grund einer Nachuntersuohung des Beechädigten änderte die
Außenstelle Oldenburg den letzten Bescheid mit dem Bescheid vom

25. September1950. Sie erkannte hierbei nicht mehrdie Neu;—
rasthenie, sondern nur_noch "Verdauungsstörung nach Ruhr, abge—

heilter Lun$enspitzenkatarrh‚ abgeheilte leichte Gehirnerechütte—

rung" als Gesundheitsstörungen, die einen Versorgungsan5prnch

begründen, an und gewährte dem Beschädigten vom 1. November 1950

ab eine Rente nach einer MdB. um_50 v.H. In der Begründung ihres

Rentenänderungsbescheides führte die Außenstelle an, daß in den

Verhältnissen, die für die Feststellung der bisherigen Rente

maßgebend gewesen waren, eine wesentliche Änderung eingetreten

sei und eine neue Feststellung gemäß @ 608 Reichsversicherunge-

ordnung (EVO) in Verbindung mit der SVD Nr. 27 getroffen werden

könne. '

Gegen den Rentenänderunesbescheid erhob der Beschädigte Einspruch.

Bevor über den Einspruch entschieden wurde, erließ das Versor—

gungsamt (VersorgA.) Oldenburg auf Grund des am 1. Oktober 1950

in Kraft getretenen Bundesvereorgungsgesetzes (BVG) den Umaner—

kennungsbescheid vom 26. Oktober 1951. In ihm erkannte es als\

..}..-
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Schädigungefolgen, hervorgerufen durch schädigende Einwirkun»

gen im Sinne des @ 1 BVG, "Verdauuägsstörungen nach Ruhr, ab»

geheilter Lungenepitzenketar1h, ebgehei 1te Gehirners chütterung"

cm. In dem Bescheid heißt es sodann: "Durch di ase Gesundheits-

störungen ist Ihre Erwerbsfähigkeit gemindert um 50 v.H. ab

1. Oktober 1o0, um30 v. 11. ab 1. Dezember1951 (Ablauf des
jonets‚ der auf die Zustellung dieses Bescheides folgt), vgl.

escheid vom 2“. September 1950, der hiermit aufgehoben wird."

ßeiterhin vermerkte das Jereorg„.‚ daß der gegen den Bescheid

vom 25. September 1950 eingelegte Einspruch gleichzeitig als

Einspruch gegen diesen Bescheid gi t. Der Beeshwerdeausschuß

für den Versorgungsemtsbezirk Olde burg wies_mit seiner Ent—

scheidung vom 20. Dezember 1951 de Einspruch gegen die Be—

scheide vom 25. September 1950 undä26. Oktober 1951 als unbe»
gründet zurück. Hiergegen legte der Beschädigte Berufung bei

dem damals zuständigen Oberversichérungsamt (OVA.) Aurich ein,
das ein weiteres Gutachten von der Klinik Sanderbusch ein—

holte. Das Sozialgericht (SG.) Aur oh, das nach dem Inkraft—
treten des Sozialgerichtsgesetzes SSG) über die nunmehr als

;&ege g.e1tende Berufung zu entsche den hatte (@ 215 Abs. &
SGG), hob mit Urteil vom 28. mei_1 54 die_Entscheidung des Be—

schwerdeausschusses auf und ändert den Umanerkennungsbe30heid

des VersorgA. Oldenburg dahin ab, aß der Beklagte dem Beschä—

“igten vom 1. Dezember 1051 ab ein Rente nach einer_Md3. um
30 V.H. für chronischen Magenk3tarÄh mit Megensäurenmengel
nech Ruhr, Leberz ellenecnmdieune und ebgeheilten Lungenspitzen—

Zatarrh zu gewähren habe. Im üorigén wies es die KM re ab.

Gegen dieses Urteil-legte der Bescnädigte Berufung ein mit dem

Antrag„ Emphysem—Bronchitis, Herzmuskelscheden, Aorten—Sklerose

und Neuresthenie als weitere Schädigungsfolgen anzuerkennen und

eine höhere MdB. festzusetzen.

“es LSG. Celle wies mit Urteil
vom[17.

Februar 1955 die Serum
fung zurück. In der Begründung führt es aus, daß die chronische

Bronchitis, der Herzmuskelschaden und die Herzkrenzgefäßver—

kalkung durch den Wehrdienst weder verursacht noch versohlimmert

_ 4 _
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worden seien. Die Anerkennung der? Jeura3uheh ie in dem Bescheid

vom 10. November 1947 als Kriegedienetfolge sei nach äem_Gut—

achten der Klinik Senderbusch, deren Ausführungen Sich das Ge-

richt zu eigen macht, fehlerhaft gewesen. Gemäß Ziffer 26 der

Sozialversicherungsenordnung (SVA) Nr. 11 habe die LVA. die Mög—
lichkeit gehabt, die Anerkennung dieses Leidens mit Beecheiä Vom
25. September 1950 zurückzunehmen. Die Zurücknalzme sei nicht_da—

durch in Frage gestellt, daß der Bescheid enstat tder Ziffer 26

SVA Nr. 11 den % 608 RVG als Rechtsgrundlage beze1ehne. Die LVA.

habe geglaubt, in dem Bescheid vom 10. November 1947 die Iieu—
raethenie ;ur im Sinne der Vefechlimmerung anerkannt zu heeen.

Darauf sei es zurückzuführen, daß der Bescheid vom 25. September

1950 sich nicht Berichtigungebeechéid,'Sohäern Rentenänäerungs—
bescheid nannte.

Das LSG. ließ die Revieioe gegen dieses Urteil zu, weil hin—

sichtlich der Anwendung der Ziffer 26 SVA Nr. 11 über eine Récht:a—.

frage von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden war.

Gegen das am 15.Apr11 1955 zugestellte Urteil hat der Beechääig--

te mit Schriftsatz vom 10. Mai 1955, eingegangen beim
Bundeeso—

zielgericht (BSG. ) am 12. Mai 19 5, Revi sion eingelegt unä äiese

zugleich beg1ündet. Für deaneschääigten, der am 1. Juni 1956
verstorben ist, haben die Revisionsk1ägerinneh das Verfehren-euf«

genommen unä zum Nachweis ihrer Rechtsnachfolge den_gemeinsc che ft-

lichen Erbschein des Amtsgerichts Weenervom 5. August 1956e'1;n—
gereicht. Sie beantragen,

1) unter Aufhebunng dees Urt eile des LSG. Celle vom
_. 17. Februar 1955u1nd unter teilweiser Aufhebung äeS

Urteils des SG. Aurich_vom 28. Mai 1954 den Beklege
ten zu verurteilen, als Versorgungsleiden für den am

1. Juni 1956 Meretorbenen Albert Müller Neureethenié

anzuerkennen und über äen 50. November 1951_h1neus

bis 1. Juni 1956Verw%"uhgerentenech_einerMdB.
um 50 V.H. an die Revieionekläger zu zeh1eh,

2) die außergerichtliehen Kosten äee-Verfehrens dem

Beklagten aufzuerlegen.
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Q
lv‚ daß

Leistungen die Grundsätze äer
Sie führen„ an nach der SV@

Uni
Auf

dener Besoheide nur im & hmen des

26 SVA Nr. ll, die darüber hinaus

seien. Diese ließen aber eine

tiger Beeeheide dann zulasse, wer
erweisen, überschreite daher die

des Zentrelamts für Arbeit, sowei

gelegt wird, daß mit ihrer Hilfe
kennt weräen sollten, äie auf Gru

tig anerkannt waren„

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuwe■

Er hält die Entscheidung des LSG,

Seiner Ansicht nach ist die Verso

im Jahre 1947 ohne Neuentreg gewä

sich um einen Fall des @ 14 Abs.

Benachrichtigung vom 10. November

ihrer Bezeichnung als Bescheid, n
habt. Durch Ziffer 26 SVA ■r.

"!

ll

nie Möglichkeit geschafftralamrs

mit dem Vorbehalt des Widerrufs_z

Entscheidungen nach früheren Rech

zu Grunde gelegt hatten.

Demgegenüber führen die Revisionekläger aus, daß

scheid vom 10. November 1947 die Ieuraethenie nich

Nr. 27 für die Gewährung von
ellversicherung anzuwenden

hebung rechtskräftig gewor—

ä 608 EVOzu. Die Ziffer
eine Aufhebung rechtskräf—

LRdiese sich als unzutrefienä
Ermächtigung_des Präsidentenv

t diese Vor3chrift dahin aue—
Ver30rgungsleiden eher?
nd der SVD Nr. 27 rech srräf—

een.

im Ergebnis für zutreffend.
rguhgsrente des Klägers

hrt werden. Mithin habe es
2 SVD Nr. 27 gehenäelt; die

1947 habe, unabhängig von

ir vorläufigen Charakter ge»

nabe üer Präsident des Zen—

en, solche Verwaltungsakte

u beseitigen, soweit sie
%

als vorläufig meßgébené

. =—
54em Bpa‚.J n

t nur "vor—

läufig" als Versorgungsleiäen ane kennt werden sei. Tetsäch»

„..CLSlich sei die Neur thenie auch ni

scheidungen in äen Bescheid vom 1

werden, sondern auf Grund eines 0

_Verfehrens‚ das auf den Antrag de

1947 eingeleitet werden eei‚

Im übrigen wird zur Darstellung &

halt des angefochtenen Urteils un

“ht auf Grunä früherer Ente

, November 1947 aufgenommen
emäßen ?eststellunge—0‘ °!“rdnunb„ö

? ma„...in&Beschädigtenhin im Ja

"va...
es Tetbestenäe° auf äen i„

rs

«
.d die Schriftsätze der Betei—
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ligten vom 10. Mai 1955, 8. September 1955 und vom 22. Au—
gust 1955 Bezug genommen. ”'

Die Revision ist friet— und formgereoht eingelegt und begründet

worden. Da das LSG. sie im Hinblick auf die grundsätzliche Be—‚

“deutung seiner Entscheidung ü er die Auslegung der Ziffer 26

SVA Nr. 11 zugelassen hat, ist sie etatthaft und somit zulä$äig

(@162 Abs. 1 Nr. 1 SGG). Aucl gegen die Aufnahme des Verianreni
durch die Revisionsklägerinnen bestehen keine Bedenken, nachdem

diese den Nachweis ihrer Rechtsnachfolge nach dem 3eschädigtén_d

dv.rch den gemeinschaft lichen Erbechein des Amtsgerichts Keener]

vom 3. August 1956 erbracht'haben. Die Revision ist aber nieht

egründet.

Zutreffend hat das LSG. angenommen, daß die EVA. Hannover, Au—

ßenstelle Oldenburg, ihren früheren Bescheid vom lO._November

1947 mit Bescheid vom 25. September 1950 aufgehoben hat und daß

sie diesen Bescheid auf Grund der Ziffer 26 SVA Nr. 11 erlasseh

durfte. Dabei ist es unerheblich, daß sie den Bescheid. vom
25. Septemberl 950 mit "Hentenä.nderungsbesoheid" überschr iéb.
Sei■em Inhalt nach, auf den es allein ankommt, änderbe der‚Be—l

scheid'äÖm 25. September 1950 den vom 10. November 1947 nicht

nur ab. sondern hob ihn auf, indem er dem Rentenanepruoh desr

Beeohädigten durch eine andere Bezeichnuns: der Geeündheitsstö—

rungen und eine andere Beweruung der lidE eine neue Grundlage

ab. Auch der Umstand ändert an der 11t des Beecheidee vom

5. September 1950 nichts, daß in dem an den Beschädigben über

sandten Bescheid vom 10. Eovember 1947 die Neuras thenie im Sinne

_der Entstehung anerkanni var, die LVA. dagegen glauote. diee es

Leiden nur im Sinne deerereohlimmerung anerkannt zu haben. In.

dem Aufhebungsbescheid vom 25. September 1050 bring? die LVA.

Hannover, Außenstelle Oldenburg, unmißveretändlich zum ■zsdruok,

daß die Keuraethenie ein anlagebedingtes Leiden ist und auf

keinen Fall mehr als cofadigunrs olge anerkannt werden soll, so
daß es gleichgültig" ec, ob diese Gesundheitsstörung higher im

f\)
0‘

»?

Sinne der Entstehung ou er im Sinne der Vrr■oniimmeruni an rkeezm
war. ' '

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Zu der Aufhebung Res Bescheideefvon 1947 wer die L?A. Hanno—

ver, Außenstelle Oldenburg, ber chtigt und zwar auf Grund der

Ziffer 26 SVA Nr. 11, nicht, wi äer Beklagte meint; deshalb,

weil es sich bei dem Schreiben Rom 10. November 1947 nur um.
eine Benachrichtigung mit vorläxfigem Charakter gehandelt

habe. Allein aus @ 14 Abs. 2 SV» Er. 27 kann dies nicht ohne

weiteres gefolgert werden. Im ü rigen enthält äas Schreiben

vom 10. November 1947 alle Merk ale eines Bescheidee und hat-

uaher als solcher zu gelien, zumal in ihm irgendwelche Ror—

behalte, die dereu.i hindeu+en &nnten, daß es sich nur um

eine vorläufige Benachrichtigun handeln solle, nicht ent»
halten ein<i°

Wie der Senat in seinem Urieil em 4. September 1956 - 10 RV
70/54 — ausgeführt hat, hanüelt sich bei der SVA Nr. ll

um revieibles Recht im Sinne.de
8;1

5Abe. 2 SGG. Die Nach—

prüfun e dieser Bestimmungen hin ichtlich ihrer richt igen An

wendung und Auslegung war auchair1deui schen Gerichten „eder

m1tzogen noch iSb sie ihnen zur iZeii enrzogen, weil diese

Bestimmungen von einer

deutsChei

Stelle erlase varen‚ wenn

ine iner neeeizunes“ecnilicnenauch die Ermäichtigung dazu

(5 22 SV? Nr. 27). ”■‘ie der Senat wei—Vorschrift erteilt war

terhin in der erwähnten .„zweCheidung ausgeführt hat, bezieht

sich äie Ziffer 26 SVA Nr. ll auf Bescheide, die nach dem4

Recht der SVD Nr. 27 er rgema %ren_. Gegen diese Auslegung;

könzw1berechtigte Einwe
25.ungen;weder

aus dem Prinzip derRechtekraftwirkung
von Bescheiden noch aus den Vorschriften

der SVD Nr. 27 oder anderer vergleichbarer Gesetze hergelei-A

tet werden. E3OODOHQCTG'Q“OiÄt auch der vornehmlich zur I5e

(T
»?

gründung der Revision vorgebrachüe Einwand nicht durch, daß

rechtskräfüige, nach äem Recht äer 573 Er. 27 erlassene Be—

echeiäe nur im Rahmen des % 688 RV0 aufgehoben werden könn—

ten. Die Revisioneklägerinnen eerufen sich derauz, äaß die

Grunäeätze der Unfallvereicherung gemäß @@1,2 373 nr. 2?

ii; die Gewährung von Lei? tungen anzuwenden seien und daß

de ehelb nur in den Grenzen des @ 608 RVG rechtskräftige Be—

scheide aurgehoL een weräen durften. Es irifft zwar zu, daß das

_.3 „
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Recht der Unfallversicherung keine der Ziffer 26 SVA Nr. ll

enteprechende Vorschrift kennt, sondern die Aufhebung eines Be—

scheides nur bei einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse

zuläßt (@ 608 EVO). Trotzdem war der Präsident des Zentra13mt3

für Arbeit berechtigt, durch die Ziffer 26 SVA Nr. ll eine von

dem Recht der RVG verschiedene Regelung zu treffen, ohne damit

.gegen 5 l SVD Nr. 27 zu verstoßen. Einmal schreibt % 1 SVD Nr.

27 nur die Anwendung der "Grundsätze" der gesetzlichen Unfall—

versicherung vor, so daß danach ohnehin Sonderregelungen mög-

lich waren, zum anderen enthält @ 2 SVD Nr. 27 äen eueérück—

lichen Vorbehalt, daß Abweichungen auch durch Anwei$ungen außer»

halb der Direktive festgelegt werden können. Zu diesen Anwei».

sungenaußerhalbder Eirektive mußauchdie.sva„ nr.'1i ge—
rechnet werden, die in der SVD Nr. 27 selbst vorgesehen ist

(5 22).

Der Hinweis äer Revieioneklägerinnen auf eine Verwaltungsver—

fügung des LendesversorgungsemtsV(LVersorgA.) Hannover Nr. l_vor

26; Januar 1951 und auf den Erleß des Eundeeerbeitsmi■istere vom

3. Dezember 1953 — IV b 2 — 5729/53, äie nach ihrer Ansicht die

der Revisionsbegründung zugrunde liegende Auffassung bestätigen,

geht fehl. In der angezogenen Verfügung des LVereorgA. Hannover

wird lediglich die Änsioht vertreten, äaß die Anwendbarkeit.der

Ziffer 26 SVA Nr. 11 mit dem Inkrafttreten des BVG em 1. Oktober

1950 entfallen sei. Ob diese Ansicht zutrifft, kann dehinge«

stellt bleiben, &e im vorliegenden Fall äer Bescheid vom 25.Sep—

tember 1950, der am 26. September 1950 zur Beet gegeben wurde,

noch vor dem lnkrefttreten des BVGerlassen und auch gemäß 5 l
der Postzuetellungeverordnung vom 23. August l943 noch am

30. September 1950 zugestellt werden war. Wenn in dem Erleß des

Bundesarbeitsministers vom 3. Dezember 1955'zum Ausdruck hemmt.

daß in der britischen Zone die Erteilung von BereChtigungsbeé

scheiden auf Grund der Ziffer 26 SVA Nr. ll nicht möglich sei,

so trifft diese Ansicht für den Zeitpunkt des Erlasses auch un—
_zweifelhaft zu; üenn zu üieeem.2eitpunkt war ■iese 3eetimmung,ii

wie aus ihrem Abs. 2 hervorgeht, bereits seit äem 31. Dezember

1952 außer Kraft getreten.
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1 \Q !

War somit die Ziffer 26 SVA Nr. 11 auf die nach dem Recht

der SVB Nr. 27 Mr wen enen Bee cheide anwendbar, eo konnt e die

LVA. Hannover, Außenstelle Oldenborg, mit ihrem Bescheid vom
25. September 1950 den Bescheid vom 10. €ovember 1947 auf—

heben, da dessen Voraussetzungen eich als unzutreffend erwie-

sen hatten. Nach den Feststellungen des LSG., die von der de—

vision nicht angegriffen und dahe%_für des Revisions$ericht
bindend sind_(5 163 SGG), 'st die}Neürasthenie des Beschädig-

ten anlagebedingt und nicht, wie üreprünglich engénommen
war,

ein durch den Wehrdienst entstendenes oder verschlimmertes

Leiden. Bei dieser Sachlage etehtlder Rechtswirksamkeit des—

Bescheides vom 25. September 1950 nicht entgegen, daß er ein

nach seinem Wortlaut auf % 608 RV stützt. Wie der Senat in

seinem Urteil vom 4. September 19 6 — 10 BV 70/54
- ausge-

führt hat, wird die Gültigkeit eines Bescheides nicht dadurch

berührt, daß er irrtümlich @ 608 le Rechtequelle anführt, in

Wirklichkeit aber nur in Ziffer 2 SVA Nr. ll eine Rechtsgrund—

lege haben kann. Bedenken gegen d e nachträgliche Begründung

des Bescheides vom 25. $eptember 950 mit der Ziffer 26 SVA

‘Nr. ll bestehen nicht. Der Bescheid het hierdurch eine we—
sentliche Änderung seines Inhalte nicht erfahren, und die

Rechtsverteidi gung des Beschädigteh ist dadurch nicht er-

schwert werden (vgl. BSG. Urteil dem 23.8.1956 — 3 R5 293/55
—

und BVerwG. 1 °. 311). Aus dem Be cheid vom 25. September 1950
geht eindeutig hervor, daß der Bescheid vom 10. November 1947

aufgehoben werden sollte, weil die? deurasthenie anlegebed4i 13t

;.1
.

d-S o

Das Versorgä. Oldenburg he.t Meehelb mit Recht den Eesoheid

vom 25. September 1950 als gültw angesehen und ihn seinem
Umanerkennungsbeschéid vom 26. Oktober 1951 zugrunde_gelggv‚

wie an.s der ausdrücklichen Be:ugnenme auf jenen Bescheid zu
erkennen ist.

Der Vermerk in dem Umänerkennungebescheid, daß der Bescheid

vom 25. September 1050 aufgehoben Werde, ist allerdings miß—
verständlich. In Wirklichkeit wollte das VersorgA. damit le—
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diglich zum Ausdruck bringen, daß dieser Bescheid nunmehr über»

holt ist, de der Umanerkennungsbescheiä die Rente rückwirkend
_

günstiger regelt als der Bescheid vom 25. September 1950. Auch

seinem übrigen Inhalt nach läsi der $menerkennungebescheid nicht

die Deutung zu, — was bisher auch von keiner Seite vorgebrecht

werden ist *, daß er etwa den Bescheid vom 25. September 1950

aufheben und die mit äem Bescheid von 1947 bewilligte Renüe

nach den Vorschriften des BVG neu feststellen wolle.

Der Umanefkennungsbescheid verstieß daher nicht gegen 5 85 BVG.

Das VersorgA._legte mit Recht den Bescheid vom 25. September

1950 der Umanerkennung zu Grunde; denn äieser Bescheid wer_die

Entscheidung, durch die nach äen bisherigen Vorschriften über

den Zusammenhang der Gesundheitsetörungen äes Beechääigten-mit‘

einem echädigenden Vorgang im Sinne äes @ 1 BVG entschieden .

:orden war. Bas LSG. hat mithin zutreffend den Bescheid vom

25. September 1950 und den Umenerkennungebescheid vom 26. Okto+

ber 1951 als gültig angesehen.

Die Kostenentsoheidung beruht auf @195 SGG.
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